
Aus der Region

Bundespräsident
ehrt Lehrer

Weiden/Wiesau. (nt/az) Bundes-
präsident Horst Köhler hat am
Montag zwei Lehrer aus der
Oberpfalz mit dem Deutschen
Lehrerpreis 2009 ausgezeichnet.
Studiendirektor Georg Herrmann
(59) vonder Europa-Berufsschule
Weiden erhielt die Auszeichnung
für „sein großes Engagement, viel
Elan, Mut und hohe soziale Kom-
petenzen“. Förderlehrer Alexan-
der Gegg (48), der an der Haupt-
schule Wiesau (Kreis Tirschen-
reuth) unterrichtet, wurde für sei-
ne „aufmunternde, unterstützen-
de und hilfsbereite Art“ geehrt.
Insgesamt hatten Schülerinnen
und Schüler bundesweit rund
2400 Lehrkräfte für den preis vor-
geschlagen. 27 Lehrer wurden
ausgezeichnet.

Endspurt beim
Volksbegehren

Amberg/Weiden. (nt/az) Es wird
eng für die Initiative Nichtrau-
cherschutz: Nur noch heute und
morgen können sich dieWahlbe-
rechtigten in Bayern in die Listen
für das Volksbegehren eintragen,
die in den Rathäusern aufliegen.
Laut ÖDP lag die Unterstützer-
quote am Montagvormittag bay-
ernweit bei 8,39 Prozent der
Wahlberechtigten.

Damit es zu einem Volksent-
scheid kommt, sind mindestens
zehn Prozent erforderlich. Am-
berg hat die Zehn-Prozent-Hürde
bereits am Sonntag übersprun-
gen. Weiden lag bei sieben Pro-
zent. „Wir können es schaffen“,
meinte Koordinator Sebastian
Frankenberger. „Auch bei den an-
deren Volksbegehren gab es im-
mer einen Ansturm in den letzten
Tagen.“

Weitere Informationen im Internet:
www.nichtraucherschutz-bayern.de

Versammlungsgesetz
nicht nachbessern

Wunsiedel/München. (jum) In-
nenminister Joachim Herrmann
(CSU) sieht keine Möglichkeiten
zur weiteren Verschärfung des
Versammlungsgesetzes, um neue
Schlupflöcher bei der Genehmi-
gung von Aufmärschen rechtsra-
dikaler Gruppierungen zu stop-
fen. Weitergehende Einschrän-
kungen würden die Verfassungs-
richter wohl nicht zulassen. Im-
merhin sei es mit dem neuen Ge-
setz gelungen, in Wunsiedel
Kundgebungen mit eindeutigem
Bezug auf den einstigen Hitler-
Stellvertreter Rudolf Heß zu un-
tersagen. „Diese Verbote haben
vorGericht gehalten“, sagteHerr-
mann.

Späte Suche nach Gerechtigkeit
Prozess gegen 89-jährigen Nazi-Wachmann Demjanjuk – „Ich will, dass er die Wahrheit sagt“

Von Sabine Dobel, dpa

München. John Demjanjuk hat
den Kopf weit zurückgelehnt,
das blaue Käppi sitzt schief auf
dem Kopf, die Augen hält er ge-
schlossen – reglos lässt er das
minutenlange Blitzlichtgewitter
über sich ergehen. Der 89-Jähri-
ge ist Angeklagter im vielleicht
letzten NS-Kriegsverbrecherpro-
zess. Er soll als Wachmann im
Vernichtungslager Sobibor von
März bis September 1943 bei der
Ermordung von mindestens
27900 Juden in den Gaskam-
mern geholfen haben.

Verteidiger Ulrich Busch stellt gleich
zu Beginn einen Antrag auf Befan-
genheit von Gericht und Staatsan-
waltschaft. Deutsche SS-Männer sei-
en in deutschen Prozessen mit Frei-
spruch davongekommen, unter Be-
rufung auf Befehlsnotstand. „Man
fragt sich, wie kann es sein, dass Vor-
gesetzte und Befehlshaber unschul-
dig sind, der Untergebene aber
schuldig?“ Demjanjuk sei genauso
Opfer wie die Nebenkläger, sagt er –
und sorgt damit für massive Empö-
rung unter den Opfervertretern.

Höchstens 90 Minuten
Wegen der angeschlagenen Gesund-
heit des Angeklagten darf nur zwei-
mal 90 Minuten verhandelt werden.
Demjanjuk hält die ganze Zeit die
Augen geschlossen, die blaue Decke
rutscht von seinen Händen, gele-
gentlich geht sein Mund auf. Döst er,
atmet er, flüstert er? Nach der Pause
wird er sogar auf einer Trage herein-
gebracht, er könne nicht sitzen, heißt
es. Der Prozess wird unterbrochen, er
bekommt eine Schmerzspritze. Zwei
Mediziner und eine psychiatrische

Gutachterin bescheinigen ihm trotz-
dem erneut eingeschränkte Verhand-
lungsfähigkeit. Opfervertreter glau-
ben, dass er Theater spielt. „Es ist ein
absurdes Bühnenspiel“, sagt Neben-
kläger Paul Hellmann.

„Iwan der Schreckliche“
Aus aller Welt sind Besucher ange-
reist. Der 84-jährige Noah Klieger aus
Jerusalem, KZ-Überlebender und
Journalist, hat schon den ersten Pro-
zess gegen Demjanjuk in Israel ver-
folgt. „Es ist unwichtig, ob er einen
Monat bekommt oder 15 Jahre. Wie
viel er absitzt, ist unwichtig“, sagt er.
Wichtig sei eine Verurteilung. „Er war
ganz klar dabei.“ Auch Angehörige
und die wenigen Überlebenden der
Vernichtungsmaschinerie hoffen
nach 66 Jahren auf Wahrheit und Ge-
rechtigkeit. „Ich suche nicht Rache
wegen damals, ich will, dass er die
Wahrheit sagt“, betont der 82-jährige
Sobibor-Überlebende Thomas Blatt;
er hat Eltern und Bruder dort verlo-
ren. Er ist Nebenkläger wie rund 20
andere.

Schon seit 30 Jahren steht Demjan-
juk immer wieder im Visier der Er-
mittler. 1988 wurde er in Israel als
„Iwan der Schreckliche“ von Treblin-
ka wegen Beihilfe zumMord an mehr
als 800000 Juden zum Tode verurteilt
und saß fünf Jahre in der Todeszelle.
Doch dann kamen Zweifel auf: Am
29. Juli 1993 sprach der Oberste Ge-
richtshof Israels Demjanjuk einstim-
mig frei. Die Richter hatten „begrün-
dete Zweifel“, ob John Demjanjuk als
„Iwan der Schreckliche“ tätig war.

Keine Augenzeugen
Auch der Sobibor-Verdacht besteht
schon seit damals. Das Lager gehörte
wie Treblinka zu den schlimmsten
Anlagen der Nazis, errichtet allein
zur Vernichtung von Menschen. Wer
in Sobibor arbeitete – rund 25 SS-
Leute und etwa 100 meist ukraini-
sche Trawniki –, hatte keine andere
Aufgabe, als bei der Ermordung der
aus verschiedenen Ländern ver-
schleppten Männer, Frauen und Kin-
der zu helfen. Damit hat sich nach
Auffassung der Anklage auch Dem-
janjuk schuldig gemacht. Augenzeu-
gen gibt es aber nicht: Keiner der La-
ger-Überlebenden kann sich konkret
an ihn erinnern.

Die beiden Staatsanwälte Thomas
Steinkraus-Koch und Hans-Joachim
Lutz haben sich also viel vorgenom-
men. Hauptbeweismittel sind der SS-
Dienstausweis Nr. 1393 und eine Ver-
legungsliste von März 1943, nach der
Demjanjuk nach Sobibor geschickt
wurde. Demjanjuks Anwälte zweifeln
die Echtheit des Dokuments weiter
an. Der Ausweis war schon in Israel
bekannt, doch reichte das offenbar
damals den Anklägern nicht aus.

Dienstag, 1. Dezember 2009 Themen des Tages Nummer 277 · 3

Per Dekret aus dem Pflegeramt entfernt
Generalvikar entzieht Chamer Kirchenmitarbeiter die Funktionen – Nicht einer Meinung mit dem Pfarrer

Cham. (hou) Eiszeit mitten im früh-
lingshaft warmen November. In der
Stadt Cham haben am Wochenende
die Feierlichkeiten zum 800-jährigen
Bestehen der katholischen Pfarrei St.
Jakob begonnen. Großer Jubel aber
mag darüber zumindest bei einem
Teil der Gläubigen nicht ausbrechen.
Der Grund dafür: Vor wenigen Tagen
ist Kirchenpfleger Erich Piendl von
Generalvikar Michael Fuchs seines
Amtes enthoben worden.

Keine Details vom Pfarrer
Der Zwist beschäftigt Cham und sei-
ne Bevölkerung seit vielen Wochen.
Nicht allein nur, weil Erich Piendl ein
stadtbekannter Mann ist, der sich in
mancherlei Richtungen am öffentli-
chen Leben beteiligt. Eines seiner
Ämter ist das des Kirchenpflegers
von St. Jakob. Im Vorfeld des 800-jäh-
rigen Jubiläums der Stadtpfarrei und
bei den Vorbereitungen dazu kam es
dann offenbar zu Meinungsverschie-
denheiten zwischen Piendl und Pfar-
rer Dieter Zinecker. Seither schwelt
ein Streit, gibt es Schlagzeilen in den
Chamer Zeitungen, sind sogar

Rechtsanwälte tätig geworden. Er
könne keine Details mitteilen, äußer-
te Pfarrer Zinecker in der zweiten
Novemberwoche gegenüber Journa-
listen. Zu dieser Zeit hatte Kirchen-
pfleger Piendl bereits einen Brief aus
dem Ordinariat in den Händen, in
dem er vom Generalvikar aufgefor-
dert wurde, freiwillig von seinem
Amt zurückzutreten. Das tat Erich
Piendl nicht.

Bereits im Oktober hatte Piendl öf-
fentlich bekannt gegeben, wegen
weiter andauernder Differenzen sei-
nen Jubiläumsbeitrag zur Historie
der traditionsreichen Pfarrei kippen
zu wollen. Eine geplante Buchprä-
sentation und zwei Ausstellungen
seien „sein geistiges Eigentum“, das
er jetzt nicht länger zur Verfügung
stellen wolle. Im April hatte das alles
noch etwas anders ausgesehen. Da-
mals ließen sich Piendl und Zinecker
gemeinsam fotografieren, sagten der
Chamer Presse: „Wir freuen uns auf
das Jubiläum.“

Unterdessen ist nun aus dem Ordi-
nariat heftig reagiert worden. Erich

Piendl bekam ein Schreiben von Ge-
neralvikar Michael Fuchs, in dem
dieser wissen ließ, der Kirchenpfleger
sei seines Amtes enthoben. Er habe
zum einen im Verlauf der Debatten
Personalsachen der Pfarrei öffentlich
gemacht und damit sein Verschwie-

genheitsgebot missachtet, zum an-
deren die Stellung des Pfarrers nicht
respektiert. „Ein trauriger Anlass“,
wie der vor wenigen Tagen eigens
nach Cham gereiste Diözesan-Pres-
sesprecher Clemens Neck wissen ließ
und ergänzte, ein solcher Fall der
Enthebung sei wirklich äußerst sel-
ten.

Piendl gibt nicht auf
Erich Piendl aber gibt keineswegs
auf. Am vergangenen Freitag sagte er
gegenüber der Chamer Zeitung: „Der
Generalvikar kann mich meiner Äm-
ter als Mitglied der Kirchenverwal-
tung und als Kirchenpfleger nicht
einfach entheben.“ Denn schließlich
sei die Kirchenverwaltung ein Organ
staatlicher Anordnung. Er werde des-
halb „ganz normal weiterarbeiten“,
kündigte Piendl an. Postwendend
entgegnete Bistums-Pressesprecher
Neck: „Das Enthebungsdekret des
Generalvikars ist endgültig, wenn bis
3. Dezember keine Beschwerde bei
Bischof Gerhard Ludwig Müller ein-
geht.“ Würde das geschehen, hätte
der Oberhirte das letzteWort.

Georg Herrmann. Bild: nt/az

Die Chamer Stadtpfarrkirche St. Ja-
kob. Zum Pfarreijubiläum gibt es
jetzt Schlagzeilen, die nicht zur
Freude passen wollen. Bild: nt/az

Sanitäter befördern John Demjanjuk auf einem Fahrgestell aus dem Ge-
richtssaal. Der 89-Jährige gilt als verhandlungsfähig. Die Verhandlungsdauer
pro Tag darf aber nicht mehr als zweimal 90 Minuten betragen. Bild: dpa

Demjanjuks Weg nach Bayern

Der mutmaßliche NS-Verbrecher
JohnDemjanjuk soll gegen Ende des
Zweiten Weltkrieges für die Natio-
nalsozialisten in Bayern gearbeitet
haben. Nach Recherchen der KZ-
Gedenkstätte Flossenbürg (Kreis
Neustadt/WN)wurdeDemjanjuk im
Oktober 1943 aus Polen in die Ober-
pfalz abkommandiert. Nach den
Unterlagen der Gedenkstätte wurde
derUkrainermit derDienstnummer
1393 damals mit einemGewehr und
einem Bajonett ausgerüstet.

Mindestens bis Dezember 1944
soll Demjanjuk dann alsWachmann
in Flossenbürg gedient haben.Dem-
janjuk geriet 1942 als Soldat der Ro-
ten Armee in Kriegsgefangenschaft.

Wie auch andere Gefangene soll er
sich dann entschieden haben, mit
den deutschen Truppen zu koope-
rieren. Nach den Ermittlungen wur-
de er zunächst in demvon denNazis
besetzten Polen als KZ-Aufseher in
Sobibor eingesetzt.

Nach Ende des Zweiten Weltkrie-
ges lebte Demjanjuk in Landshut,
Regensburg, Bad Reichenhall und
Feldafing bei München. Dies ist der
Grund dafür, dass die Staatsanwälte
aus München gegen ihn ermitteln.
Vor seiner Ausreise 1952 über Bre-
merhaven in die USA soll Demjan-
juk auch noch in verschiedenen ba-
den-württembergischen Städten ge-
wohnt haben.

An den Recherchen waren KZ-Ge-
denkstättenleiter Dr. Jörg Skriebeleit
und sein Mitarbeiter Ulrich Fritz
maßgeblich beteiligt. Der SS-
Dienstausweis Demjanjuks aus So-
bibor gilt als eines derHauptbeweis-
mittel in dem Prozess.

Skriebeleit und Fritz wollen in je-
dem Fall als Prozessbeobachter
nach München fahren, wenn sich
der ersteTrubel umdieVerhandlung
gelegt hat. Skriebeleit: „Demjanjuk
ist sicher eines der untersten Räd-
chen. Es ist unwesentlich, ob er ins
Gefängnis kommt, entscheidend ist
zweifelsfrei die juristische Feststel-
lung seiner Schuld.“ (we)

Alexander Gegg. Bild: nt/az


